
Anlage 2 
 
Anregungen von Trägern öffentlicher Belange  
(Offenlage)  
 
 
 
1. RWE Westfalen Weser Ems GmbH Netzservice, Dortmund mit Schreiben vom 

06.12.2012 
 
 Beschlussvorschlag 
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 Abwägung und Begründung 
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die weiteren Versorgungsträger wur-

den am Verfahren beteiligt. 

 
 
 
2. Rhein-Main-Rohrleitungstransportges.mbH, Köln mit Schreiben vom 07.12.2012 
 
 Beschlussvorschlag 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 Abwägung und Begründung 
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Ausgleichsmaßnahmen werden nicht in 

der beschriebenen Form erforderlich. 
 
 
 
3. Amprion GmbH, Dortmund mit Schreiben vom 10.12.2012 
 
 Beschlussvorschlag 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 Abwägung und Begründung 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die weiteren Versorgungsträger wur-
den am Verfahren beteiligt. 

 
 
 
4. NetCologne Gesellschaft für Telekommunikation mbH, Köln mit Schreiben vom 

10.012.2012 
 
 Beschlussvorschlag 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 Abwägung und Begründung 

Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen. Eine Abwägung ent-
fällt. 
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5. Erftverband, Bergheim mit Schreiben vom 13.12.2012 
 
 Beschlussvorschlag 

Die Hinweise zur Hydraulik des Ersdorfer Baches werden zur Kenntnis genommen. 
 
 Der Hinweis auf versickerungsfördernde Maßnahmen und die Sammlung und Nutzung 

von Niederschlagswasser wird als Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen. 
Ausgleichsmaßnahmen werden nicht erforderlich. 

 
 Abwägung und Begründung 
 

Der Bebauungsplan Nr. 112 „Unterdorfstraße“ ist am 9. April 1998 rechtskräftig gewor-
den. Mit dem bestehenden Planungsrecht handelt es sich bei diesem Bereich um eine 
Fläche, die seit langem in die Generalentwässerungsplanung der Stadt Meckenheim 
einbezogen ist. Es handelt sich also nicht, wie in der Stellungnahme dargestellt, um 
ein neu geplantes Baugebiet, sondern um eine geringfügige Änderung eines beste-
henden rechtskräftigen Bebauungsplanes ohne Vermehrung von Flächen, Gebäuden 
und Versiegelungen. 

 
 Es ist bekannt, dass die Kanalisation im Bereich der „Unterdorfstraße“ derzeit überlas-

tet ist. Deshalb wird durch den Erftverband ein Sanierungskonzept erarbeitet, um den 
Sachverhalt zu klären. Nach Angaben des Erftverbandes sollen die Planungen bis zum 
Sommer 2013 abgeschlossen sowie mit der Stadt Meckenheim abgestimmt werden, 
so dass daran anschließend die Ausschreibung und die Realisierung mittelfristig erfol-
gen könnte. Mit dieser Maßnahme wird dann die hydraulische Überlastung behoben 
sein. 

 
 Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 112 „Unterdorfstraße“ in der Fas-

sung der Erstaufstellung wurde bereits damals davon ausgegangen, dass das anfal-
lende Niederschlagswasser in den unter der „Unterdorfstraße“ verrohrt geführten Ers-
dorfer Bach eingeleitet wird. Da bekannt ist, dass die hydraulische Leistungsfähigkeit 
des Erdorfer Baches im Bereich der „Unterdorfstraße“ zu optimieren ist, wird deshalb 
in der Stellungnahme vorsorglich darauf hingewiesen, dass Vorkehrungen zur Vermei-
dung von Schäden durch Ausführungen getroffen werden sollen. Um diese Hand-
lungsweise planungsrechtlich zu sichern, enthält der Bebauungsplan den Hinweis, 
dass für die Einleitung von Oberflächenwasser / Niederschlagswasser in den verrohr-
ten Ersdorfer Bach vor Baubeginn ein Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis bei der 
zuständigen Unteren Wasserbehörde (UWB) zu stellen ist. 

 
 Des weiteren wird im Bebauungsplan Nr. 112 „Unterdorfstraße“, 1. Änderung auf eine 

Drosselung und ggf. Rückhaltung vor der Einleitung hingewiesen. 
 
 Insofern werden die vorgetragenen Hinweise im Bebauungsplan aufgeführt und sind 

bei der weitergehenden Realisierung zu beachten. 
 
 Der Hinweis auf versickerungsfördernde Maßnahmen und zum Umgang mit Nieder-

schlagswasser kann problemlos als Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen 
werden. 

 
 Da der Bebauungsplan Nr. 112 „Unterdorfstraße“, 1. Änderung, im Verfahren gemäß § 

13a BauGB erstellt wird, werden keine Bilanzierungen und Ausgleichsmaßnahmen 
ermittelt. Deshalb werden die Hinweise zu Ausgleichsmaßnahmen nur zur Kenntnis 
genommen.  
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6. AbfallLogistik GmbH, Troisdorf mit Schreiben vom 14.12.2012 
 
 Beschlussvorschlag 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 Abwägung und Begründung 

Da keine Bedenken erhoben werden, wird eine Abwägung nicht erforderlich. 
 Es ist bekannt, dass private Verkehrsflächen von Abfallsammelfahrzeugen nicht befah-

ren werden, deshalb werden sie auch geringer und ohne entsprechende Wendemög-
lichkeit ausgebaut. Das Abstellen der Abfallbehälter am Abholtag ist problemlos, wie in 
der bisherigen Handhabung auf den privaten Verkehrsflächen an der Einmündung in 
die Unterdorfstraße, möglich. 

 
 
 
7. Bezirksregierung Düsseldorf -Kampfmittelbeseitigungsdienst- mit Schreiben 

vom 17.12.2012 
 
 Beschlussvorschlag 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und es wird ein entsprechender Hinweis 
in den Bebauungsplan aufgenommen. 

 
 Abwägung und Begründung 
 Ein entsprechender Hinweis wird zur Minimierung der Gefahren durch Kampfmittel in 

den Bebauungsplan aufgenommen. Änderungen der Planung ergeben sich dadurch 
nicht. 

 
 
 
8. Polizeipräsidium Bonn -Städtebauliche Kriminalprävention- mit Schreiben vom 

20.12.2012 
 
 Beschlussvorschlag 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 Abwägung und Begründung 
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
9. Straßen NRW, Regionalniederlassung Ville-Eifel, Euskirchen mit Schreiben vom 

04.01.2013 
 
 Beschlussvorschlag 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 Abwägung und Begründung 
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Abwägungen werden nicht erforderlich. 
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10. Rhein-Sieg-Kreis -Regional-/Bauleitplanung-, Siegburg mit Schreiben vom 
09.01.2013 

 
 Beschlussvorschlag 
 

Immissionsschutz: Die Anregung wird beachtet. 
 
 Gewässerschutz / Abwasserbeseitigung: Der Anregung wird nicht gefolgt. Es handelt 

sich nicht um ein neues Baugebiet, sondern um ein bestehendes, das in alle bisheri-
gen Planungen hydraulischer und ökologischer Art berücksichtig ist. Der Hinweis wird 
nur Kenntnis genommen. 

 
 Abfallwirtschaft: Die Hinweise werden in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
 Natur- und Landschaftsschutz: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und fin-

den im Rahmen der Begründung zum Bebauungsplan ihre Berücksichtigung. 
 
 Einsatz von erneuerbarer Energien: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 

und finden im Rahmen der Begründung zum Bebauungsplan ihre Berücksichtigung.  
 
 
 Abwägung und Begründung 
 
 Immissionsschutz: Das städtebauliche Konzept der 1. Änderung des Bebauungspla-

nes sieht u. a. vor, dass im östlichen Teilbereich wie auch im bereits rechtskräftigen 
Bebauungsplan enthalten, zwei freistehende Einzelhäuser errichtet werden können. 
Des weiteren sollen im Bereich der Unterdorfstraße auf dem festgesetzten Baufenster 
zwei freistehende Einfamilienhäuser entstehen können oder dass eine kleine Haus-
gruppe, z. B. als Seniorenwohnen entstehen könnte. Da die Wohnbebauung im fest-
gesetzten Rahmen nur erfolgen kann, nachdem die bestehende Werkstatthalle in ihrer 
Nutzung aufgegeben worden ist und deshalb abgerissen werden kann, wird dem 
Emissionsschutz Rechnung getragen. 

 
 Gewässerschutz / Abwasserbeseitigung: Der Bebauungsplan Nr. 112 „Unterdorfstra-

ße“ ist am 9. April 1998 rechtskräftig geworden. Mit dem bestehenden Planungsrecht 
handelt es sich bei diesem Bereich um eine Fläche, die seit langem in die Generalent-
wässerungsplanung der Stadt Meckenheim einbezogen ist. Es handelt sich also nicht, 
wie in der Stellungnahme dargestellt, um ein neu geplantes Baugebiet, sondern um ei-
ne geringfügige Änderung eines bestehenden rechtskräftigen Bebauungsplanes ohne 
Vermehrung von Flächen, Gebäuden und Versiegelungen. 

 
Es ist bekannt, dass die Kanalisation im Bereich der „Unterdorfstraße“ derzeit überlas-
tet ist. Deshalb wurde durch den Erftverband ein Sanierungskonzept erarbeitet, um 
den Sachverhalt zu klären. Nach Angaben des Erftverbandes sollen die Planungen bis 
zum Sommer 2013 abgeschlossen sowie mit der Stadt Meckenheim abgestimmt wer-
den, so dass daran anschließend die Ausschreibung und die Realisierung mittelfristig 
erfolgen könnte. Mit dieser Maßnahme wird dann die hydraulische Überlastung beho-
ben sein. 

 
 Um die Kanalisation zu entlasten, wird das Gebiet im Geltungsbereich des Bebau-

ungsplanes Nr. 112 „Unterdorfstraße“ im Trennsystem entwässert. Der Bebauungs-
plan legt laut textlicher Festsetzung Nr. 1.8.1 fest, dass das anfallende Niederschlags-
wasser in den hier verrohrten Ersdorfer Bach einzuleiten ist. 

 
 Der Bebauungsplan enthält unter Hinweise – Niederschlagswasser technische Ausfüh-

rungsbestimmungen. 
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 Insofern werden die Hinweise zur Kenntnis genommen, aber nicht neu bewertet. 
 
 Der Hinweis auf versickerungsfördernde Maßnahmen und zum Umgang mit Nieder-

schlagswasser kann problemlos als Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen 
werden. 

 
 Da der Bebauungsplan Nr. 112 „Unterdorfstraße“, 1. Änderung im Verfahren gemäß § 

13a BauGB erstellt wird, werden keine Bilanzierungen und Ausgleichsmaßnahmen 
ermittelt. Deshalb werden die Hinweise zu Ausgleichsmaßnahmen nur zur Kenntnis 
genommen.  

 
 Abfallwirtschaft: Die Anregungen werden in den Bebauungsplan als Hinweis aufge-

nommen, der Anregung wird somit entsprochen. 
 
 Einsatz von erneuerbaren Energien: Im rechtskräftigen Bebauungsplan war die Errich-

tung eines BHKW vorgesehen, welches sich jedoch nicht realisieren ließ. Die bereits 
im Bebauungsplanbereich errichteten Häuser wurden unabhängig von dieser Pla-
nungsabsicht ausgeführt und betrieben. Für die noch zu bebauenden Baufelder gilt 
zum heutigen Zeitpunkt die Energieeinsparverordnung für Gebäude (EnEV2009), wel-
che die Bauherren zur Beachtung von Regelungen über energiesparenden Wärme-
schutz und energiesparende Anlagentechnik bei Gebäuden verpflichten. Mit den maß-
vollen Festsetzungen zur Flächenversiegelung, den Pflanzmaßnahmen sowie durch 
die mögliche Südausrichtung der Wohngebäude zugunsten der Energieeinsparung 
wird auch dem allgemeinen Klimaschutz und Klimawandel Rechnung getragen.  

 
 
 
11. Regionalgas Euskirchen mit Schreiben vom 25.01.2013 
 
 Beschlussvorschlag 
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 Abwägung und Begründung 
  

Eine Abwägung wird nicht erforderlich. Die Hinweise zu den Leitungstrassen werden 
bei der weiteren Realisierung beachtet. Zusätzliche Ausgleichsmaßnahmen fallen nicht 
an. 

 
 Der Einsatz erneuerbarer Energien wurde bereits geprüft und auch bei der Erstaufstel-

lung des Bebauungsplanes im Hinblick auf die Errichtung eines BHKW festgesetzt, je-
doch nicht realisiert. Für die noch zu bebauenden Baufelder gilt zum heutigen Zeit-
punkt die Energieeinsparverordnung für Gebäude (EnEV2009), welche die Bauherren 
zur Beachtung von Regelungen über energiesparenden Wärmeschutz und energie-
sparende Anlagentechnik bei Gebäuden verpflichten. Mit den maßvollen Festsetzun-
gen zur Flächenversiegelung, den Pflanzmaßnahmen sowie durch die mögliche Süd-
ausrichtung (?) der Wohngebäude zugunsten der Energieeinsparung wird auch dem 
allgemeinen Klimaschutz und Klimawandel Rechnung getragen.  

 
 Den einzelnen Bauherren bleibt es weiterhin vorbehalten, den Einsatz von erneuerba-

ren Energien vorzusehen. Diese Planungen werden durch die Festsetzungen im Be-
bauungsplan nicht behindert. 
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12. Unitymedia NRW GmbH, Kassel mit Schreiben vom 29.01.2013 
 
 Beschlussvorschlag 
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 Abwägung und Begründung 
 Eine Abwägung wird nicht erforderlich. Festsetzungen sind von den Hinweisen nicht 

betroffen. 
 
 
 
13. RWE Deutschland AG, Euskirchen mit Schreiben vom 13.02.2013 
 
 Beschlussvorschlag 
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und werden bei der weiteren Ausbau-

planung berücksichtigt. 
 
 Abwägung und Begründung 
 Die Berücksichtigung und ggf. Verlegung von Leitungen findet im Rahmen der nach-

folgendenAusbauplanung und deren baulichen Realisierungen statt. Änderungen der 
Planung sowie der getroffenen Festsetzungen werden nicht erforderlich. 

 
 
 
14. Von den nachstehenden Trägern öffentlicher Belange liegen Stellungnahmen 

vor, Anregungen und Bedenken wurden jedoch nicht mitgeteilt: 
 

- Landesbetrieb Wald und Holz, Regionalforstamt Rhein-Sieg-Erft, Eitorf 
- Polizeipräsidium Bonn, Führungsstelle/Verkehrsplanung 
- Landwirtschaftskammer NRW, Kreisstelle Rhein-Sieg-Kreis, Köln 
- Wahnbachtalsperrenverband 
- Gemeinde Alfter 
- Wehrbereichsverwaltung West, Düsseldorf 
- Stadt Rheinbach 
- Gemeinde Wachtberg 
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